
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.
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Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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rassistischen, hetzerischen 
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Die soziale Spaltung in der Gesellschaft  
überwinden und entschieden gegen Rechts 
einstehen – das waren Kernpunkte der 
Grundsatz rede des neuen Mannes an der Spitze 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft  
ver.di, Frank Werneke. ver.di, so Werneke, werde 
aufstehen „gegen Hass, gegen Ausgrenzung 
und Fremdenfeindlichkeit“. 

Unter dem Motto „Zukunft sgerecht“ fand vom 
22. bis 28. September in Leipzig der 5. Ordent-
liche ver.di-Bundeskongress statt. Rund 1000 
Delegierte aus allen Fachbereichen stellten die 
Weichen für die nächsten vier Jahre und stimm-
ten über 1.000 Anträge ab. Unsere Referentin 
Sandra Hoeboer war zusammen mit Fördermit-
glied Marcus Meulenaers die gesamte Woche 
über mit einem Info-Stand der Gelben Hand vor 
Ort, um sich mit den ver.di-Kol leg*innen ge-
meinsam über das gewerkschaft liche Engage-
ment gegen Rechts  auszutauschen. Ebenso vor 
Ort war unser stellvertretender Vorsitzender 
und ver.di-Migrationsreferent Romin Khan. Am 
zweiten Tag des Kongresses wurde dann ein 
neuer ver.di-Vorstand gewählt. Unser Förder-
mitglied Frank Bsirske wurde nach 18 Jahren 
als ver.di-Vorsitzender feierlich und emotional 
verabschiedet. Seinem Nachfolger, Frank Wer-
neke, sowie den wiedergewählten Vorstands-
mitgliedern gratulierte unser Vorsitzender Gio-
vanni Pollice, der am Tag der Vorstandswahlen 
in Leipzig war, zur erfolgreichen Wahl, er freut 
sich auf eine weiterhin sehr gute Zusammenar-
beit zwischen ver.di und der Gelben Hand. 
In einer von zahlreichem Beifall unterbroche-
nen Rede, machte Werneke deutlich, für was er, 
für was die Gewerkschaft  ver.di steht: Für eine 
solidarische Gesellschaft , gegen Ausgrenzung 
und Fremdenfeindlichkeit, für eine Stärkung 
der Tarifbindung und gegen unsichere, schlecht 
bezahlte Arbeit, für soziale Gerechtigkeit und 
Demokratie. Diese demokratische und antiras-
sistische Grundhaltung wurde auch am 6. Kon  -
gresstag in einem weitreichenden Antrag be-
schlossen. Ein Antrag, der das aktive Engage-
ment in rechten Organisationsformen als Aus-
schlussgrund aus der Gewerkschaft  vorsieht. 
Denn das gewerkschaft liche Engagement von 
ver.di gründet sich auf Solidarität und Respekt 
gegenüber allen Menschen – unabhängig von 
Geschlecht, Herkunft , Religion, Alter und Haut-
farbe. Daher stellt sich ver.di Nationalismus, 
Rechtspopulismus, Rechtsextremismus, Anti-
semitismus und Fremdenfeindlichkeit entge-
gen und engagiert sich in Bündnissen und Pro-
testen gegen Aktivitäten rechtspopulistischer 
und rechtsextremer Organisationen und Partei-
en. Personen, die sich aber in eben solchen Par-
teien oder Organisa tionen aktiv beteiligen und 
sich menschenverachtend oder gewerkschaft s-
feindlich äußern, schließt ver.di im Rahmen der 
satzungsrecht lichen Möglichkeiten von der Ge-
werkschaft smitgliedschaft  aus. Aktive Mitglied-

schaft  in rechten Organisationen, wozu unter 
anderem die AfD, die Identitäre Bewegung und 
andere rechtsextreme Vereinigungen zählen, 
umfasst zum Beispiel das Bekleiden von Man-
daten und Funktionen, das Bewerben um ein 
politisches Mandat sowie jeglichen Wahlkampf 
im Namen von solchen Parteien oder Organisa-
tionen. Der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke 
stellte in der Diskussion klar, „wir haben klare 
Kante gezeigt“. Das sei die juristisch weitest-
gehende Möglichkeit, um Rechtsextreme und 
Rechts populisten auszuschließen. Um den ge-
werkschaft lichen Kampf gegen Rechts struktu-
rell zu stärken, beschloss der ver.di-Bundes-
kongress auch, dass ver.di eine dauerhaft e und 
tragfähige Finanzierung des Kumpelvereins si-
cherstellen solle. In der Begründung heißt es 
u. a., die Gelbe Hand setze „sichtbare Zeichen 
der Solidarität und gegen Ausgrenzung“ und 
gehöre „zur antirassistischen DNA der Gewerk-
schaft en“. 
Solidarisch positionierte sich der ver.di-Bundes-
kongress auch im Themenfeld der Flüchtlings-
politik. Menschen, die vor Krieg oder Bürger-
krieg fliehen oder in ihrer Heimat wegen ihrer 
politischen Überzeugungen, ihrer sexuellen Ori-
entierung, ihrer ethnischen oder religiösen Zu-
gehörigkeit verfolgt werden, müssen, so ver.di, 
in Deutschland und Europa Schutz finden. Für 
ver.di ist das Grundrecht auf Asyl und die Einhal-
tung der UN-Flüchtlingskonvention unantast-
bar. Die Gewerkschaft  besteht darauf, dass die 
Menschenrechte eingehalten werden. Sie wird 
weiter einfordern, dass Menschen, die bei ihrem 
Versuch nach Europa zu kommen in Lebensge-
fahr geraten, gerettet werden müssen. Die Kri-
minalisierung ziviler Seenotrettung muss laut 
ver.di-Bundeskongress ein Ende finden. Darauf 
machte auch die ver.di-Jugend am Eröff nungs-
tag in einer starken Aktion aufmerksam, indem 
junge Kolleg*innen in orangenen Schwimmwes-
ten ein Banner aufspannten mit der Aufschrift : 
„Im Mittelmeer ertrinken die Menschenrechte. 
Solidarität statt Festung Europa.“ 
Klare Worte fand auch der neue ver.di-Vorsit-
zende Frank Werneke im Hinblick auf den Um-
gang zahlreicher europäischer Regierungen 
mit geflüchteten Menschen. Sie setzten „im-
mer stärker auf die Abschottung, auf Abschre-
ckung und auf Abschiebung, statt die Ursachen 
zu bekämpfen“. Damit werde „tausendfach das 
Sterben vor den Küsten Europas billigend in 
Kauf genommen“. Dagegen richte ver.di die 
klare Botschaft : „Diese menschenverachtende 
Abschottungspolitik der Europäischen Union 
verurteilen wir zutiefst! Unsere Solidarität ge-
hört den Menschen, die in Not und auf der 
Flucht sind.“ Die Delegierten bekräft igten das 
mit starkem Applaus.
Mehr Informationen und Impressionen zum 
ver.di-Bundeskongress findet ihr unter: https://
w w w.v e rd i . d e /u e b e r- u n s / b u n d e s ko n -
gress-2019

Für Zusammenhalt und 
entschieden  gegen Rechts
5. Ordentlicher ver.di-Bundeskongress vom 22. bis 28. September in Leipzig 
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leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
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München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
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mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 

Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 

müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
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„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
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scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
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Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
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Magazin Aktiv 
für Chancengleichheit
Liebe Fördermitglieder,

viele von Euch erhalten unser Magazin „Aktiv 
für Chancengleichheit“ bereits elektronisch. Der 
Vorstand möchte unnötige Kosten und Umwelt-
belastungen vermeiden. Daher möchten wir ab 
Februar 2020 vorwiegend auf Mailversand um-
steigen. Da wir aber wissen, dass viele die ge-
druckte Ausgabe bevorzugen, ist es selbstver-
ständlich möglich, diese auch ab dem neuen 
Jahr mit der Post zu bekommen. Wer das Maga-
zin weiterhin in gedruckter Form erhalten 
möchte, wird  gebeten sich bei uns telefonisch 
(0211/4301193) oder per E-Mail unter info@
gelbehand.de bis zum 13. Dezember 2019 zu 
melden. Selbstverständlich werden wir weiter-
hin das gedruckte Magazin für eure Ak  tivitäten 
(z. B. Infostände oder Bildungsarbeit) in ausrei-
chender Auflage zur Verfügung stellen.

v.l. Der neugewählte ver.di-Vorsitzende, Frank Werneke, mit 
Gelbe-Hand-Referentin Sandra Hoeboer und dem stellver -
tretenden Vorsitzenden der Gelben Hand, Romin Khan.



IG Metall: Vielfalt als Stärke, kein Platz für Rassismus 
24. Ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall vom 2. bis 6. Oktober in Nürnberg 

sere Mitarbeiterin Arzu Simsek und Fördermit-
glied Thomas Kasper. 
Nach den Wahlen ging es inhaltlich zur Sache. 
Top-Thema der Anträge war die bevorstehende 
Transformation von Wirtschaft und Gesell-
schaft durch die Digitalisierung sowie die Kli-
ma- und Mobilitätswende. Aber auch eine klare 
Abgrenzung nach Rechts. Für den Ersten Vor
sitzenden Jörg Hofmann gibt es da – wie er in 
seinen Reden mehrfach betonte – nur eines: 
„Klare Kante zu zeigen! Die Gesellschaft darf 
diesen Rechtsradikalen keinen Platz lassen. 
Keinen Platz für faschistische, rassistische und 
demokratiefeindliche Hetze!“ Daher arbeite 
die IG Metall mit zivilgesellschaftlichen, lokalen 
und bundesweiten, antirassistischen Bündnis-
sen zusammen. Und auch im Betrieb, gerade in 
der Automobilindustrie mit der Präsenz der 
rechten Betriebsliste Zentrum Automobil, zei-
ge die IG Metall eine klare Haltung. „Rechte set-
zen auf Ausgrenzung, Zukunftsverweigerung, 
Hetze und Spaltung und agieren sehr professi-
onell, finanziert von Hintermännern der rechts-
radikalen und faschistoiden Netzwerke“, warn-
te Hofmann. Er wiederholte und bekräftigte 
seine schon 2015 getätigte Äußerung: „Wer 
hetzt, der fliegt aus dem Betrieb und aus der 
IG Metall. – Das ist unsere klare Position. Ich bin 
stolz, dass unsere IG  Metall auch in schwieri-
gem Umfeld klare Kante zeigt, wenn es um die 
gesellschaftlichen Grundwerte von Demokra-
tie, Würde und Freiheit geht.“
Die Zweite Vorsitzende Christiane Benner sieht 
in der Vielfalt innerhalb der IG Metall ihre Stär-
ke. Menschen mit Migrationsgeschichte seien 
„selbstverständlicher Teil unserer IG  Metall“, 
sagte die Zweite Vorsitzende Christiane Benner 
unter großem Applaus. So wachse die Gewerk-
schaft auch bei Mitgliedern ohne deutschen 
Pass, darunter etliche geflüchtete Kolleg*innen. 
„Diese Vielfalt macht uns stark“, so Benner. 
„Wir lassen uns nicht spalten – weder von Hun-
dekrawattenträgern, noch von Politikern mit 

Nazi-Vergangenheit 
und Nazi-Vokabular.“ 
Das spiegelte sich in 
der Beschlusslage der 
Anträge wider. Die De-
legierten beauftragten 
in einem Antrag den 
Vorstand der IG  Metall 
mit der Erarbeitung ei-
ner umfassenden Stra-
tegie, um rechte Um-
triebe in Gesellschaft 
und Betrieb zurück
zudrängen. Nationalis-
mus, Rassismus und 
Sexismus haben in der 
IG  Metall keinen Platz, 
so die eindeutige Bot-
schaft. Die IG Metall 
stehe mit ihren Werten 
für eine solidarische, 
offene, tolerante und 

vielfältige Gesellschaft und stelle völkisch-na
tionalistischer, rassistischer oder sexistischer 
Programmatik keine (Diskussions-)Räume zur 
Verfügung. Mit rechtspopulistischen Parteien 
wie der AfD könne und dürfe es daher keine Zu-
sammenarbeit geben, wie die Delegierten 
beim Gewerkschaftstag in der Entschließung 
zur Gesellschaftspolitik einstimmig beschlos-
sen haben. Sie sprechen sich dafür aus, die Auf-
klärungsarbeit zu intensivieren, zusätzliches 
Argumentationsmaterial gegen Rechtspopulis-
ten und Rassisten zu erarbeiten und so Aktive 
im Betrieb in die Lage zu versetzen, diesen 
wirksam Widerstand zu leisten. Die Delegierten 
haben dazu eine bundesweite Diskussion auf 
allen Organisationsebenen der IG Metall über 
den Umgang mit Rechtspopulismus angesto-
ßen. Die Strategie der IG Metall beinhaltet auch 
eine tiefgründige Ursachenforschung. Rechts-
radikale und Populisten versuchten, den ange-
stauten Frust und die Zukunftsängste der Men-
schen, gerade in abgehängten Regionen, zu 
instrumentalisieren. Diese Menschen hätten 
oft das Gefühl, kein Gehör zu finden, so die 
IG Metall.
Der Vorstand soll laut Beschluss des Gewerk-
schaftstags aber auch eine Richtlinie erlassen, 
die folgenden Inhalt hat: Mitglieder der IG Me-
tall, die die Grundwerte für eine solidarische, 
offene und gerechte Gesellschaft nicht teilen, 
im oder außerhalb des Betriebes hetzen und 
rassistisches Gedankengut verbreiten, können 
nicht gleichzeitig die IG Metall im oder außer-
halb des Betriebes als Betriebsrätin/Betriebs-
rat oder Vertrauensfrau/Vertrauensmann oder 
in anderen Funktionen vertreten. Gleiches gilt 
für Funktionäre, die aktiv für rechtspopulisti-
sche Bewegungen und/oder Parteien in Er-
scheinung treten und Mandate für diese Bewe-
gungen und/oder Parteien innehaben oder 
anstreben. Priorität hat für die IG Metall Über-
zeugungs- und Aufklärungsarbeit, nicht Aus-
schluss oder Ausgrenzung.
Der 21. März, Internationaler Tag gegen Rassis-
mus, soll zu einem festen Bestandteil des poli-
tischen Kalenders der IG Metall werden. Dann 
sollen verstärkt Aktionen stattfinden. Die Ge-
denk- und Erinnerungsarbeit der IG  Metall an 
die Opfer des Nationalsozialismus soll ausge-
weitet, ein bundesweites Seminarangebot ent-
wickelt werden. 
Der Gewerkschaftstag hat gezeigt, die IG Metall 
wird sich rechtspopulistischen, rechtsradika-
len und nationalistischen Entwicklungen ent-
gegenstellen – im Betrieb, auf der Straße, in 
der Gesellschaft. Der Kampf und die konse-
quente Abgrenzung gegen Rechtsextremis-
mus, Rassismus, Antisemitismus, Fremden-
feindlichkeit und Ausgrenzung ist und bleibt 
eine zentrale Aufgabe für alle Metallerinnen 
und Metaller.
Mehr Eindrücke, Bilder und Infos zu Anträgen 
und Reden rund um den Gewerkschaftstag fin-
det ihr unter: https://www.igmetall.de/ge-
werkschaftstag-2019

Wie eine lange bunte Schlange sah es aus,  
das wohl längste antirassistische Banner der 
Welt. Es ist knapp 600 Meter lang, mehr als  
5000 Menschen waren beteiligt. Damit strebt 
die „Initiative Respekt! Kein Platz für Rassis­
mus“ der IG Metall den Rekord für das längste 
antirassistische Banner der Welt mit den 
meisten Mitwirkenden aller Zeiten an. Beim 
24. Ordentlichen Gewerkschaftstag in Nürnberg 
haben Vertreter*innen der IG Metall Jugend und 
Hunderte Delegierte das Ergebnis monate­
langer Arbeit präsentiert. Seit Anfang des 
Jahres wurden auf IG Metall-Delegierten- und 
Betriebsversammlungen, auf Kultur- und 
Bildungsveranstaltungen, auf Musik-Festivals 
und an Info-Ständen viele kleine Banner mit 
Botschaften gegen rechten Hass zusammen­
genäht. Es wird demnächst zur Eintragung im 
Guinness-Buch der Rekorde angemeldet.  
Das Banner ist ein kraftvolles Zeichen gegen 
Rassismus, das vom Gewerkschaftstag ausging. 
Aber es war bei Weitem nicht das einzige. 

Unter dem Motto „Miteinander für morgen – 
solidarisch und gerecht“ fand vom 6. bis zum 
12. Oktober 2019 der 24. Ordentliche Gewerk-
schaftstag der IG  Metall statt: Alle vier Jahre 
treffen sich fast 500 Delegierte, beschließen die 
Arbeitsschwerpunkte für die nächsten Jahre 
und wählen einen neuen Vorstand. Die Dele-
gierten der IG Metall haben Jörg Hofmann zum 
Ersten Vorsitzenden und Christiane Benner zur 
Zweiten Vorsitzenden wiedergewählt. Bestä-
tigt wurden auch Jürgen Kerner als Hauptkas-
sierer und Irene Schulz, Ralf Kutzner, Wolfgang 
Lemb und Hans-Jürgen Urban als geschäfts-
führende Vorstandsmitglieder. Unser Vorsit-
zender Giovanni Pollice war am Tag der Vor-
standswahl ebenfalls vor Ort und gratulierte 
dem wiedergewählten Vorstand im Namen des 
Kumpelvereins und freut sich auf eine weiter-
hin sehr gute Zusammenarbeit. Ebenfalls in 
Nürnberg, am Stand der Gelben Hand, war un-

v.l. Unser Vorsitzender Giovanni Pollice mit Mitarbeiterin Arzu Simsek und dem aktiven 
Fördermitglied Thomas Kasper an unserem Info-Stand.



Prof. Michael Schneider (Uni Bonn) bei seinem Vortrag zur 
gewerkschaftlichen Erinnerungskultur.

Respektvoll miteinander umgehen 
Gelbe Hand bei Azubi-Einführungstagen der Rheinbahn AG 

Nie wieder Faschismus!  
Gemeinsamer Workshop der  
DGB Jugend NRW und der Gelben Hand 

Fünf Tage im September waren die Auszubil-
denden der Rheinbahn AG Düsseldorf zusam-
men im ostwestfälischen Paderborn, um sich 
kennenzulernen und sich auf die kommenden 
Jahre der gemeinsamen Ausbildung einzu-
stimmen. Am 10. September war die Gelbe 
Hand ein Bestandteil dieser Einführungstage. 
Im Rahmen des Projekts „Aktiv im Betrieb für 
Demokratie und Vielfalt“, bei dem die Rhein-
bahn AG ein Kooperationspartner ist, führte 
Referentin Yvonne Fischer einen Tageswork-
shop mit den 48 Azubis durch. 
Im Projekt „Aktiv im Betrieb für Demokratie 
und Vielfalt“ geht es darum, Vielfalt und demo-
kratieförderndes Verhalten in der Ausbildung 
zu stärken. Die Gelbe Hand erstellt passgenaue 
Module zur Demokratiebildung, Antirassismus-
arbeit und Konfliktlösung entsprechend den 
Wünschen und Rahmenbedingungen der Ko-
operationsbetriebe. Das so erarbeitete Materi-
al wird am Ende zu modellhaften, auf weitere 
Betriebe übertragbaren Modulen verarbeitet. 
Gefördert wird das Projekt durch das Förder-
programm des Bundesfamilienministeriums 
„Demokratie leben“.
In diesem Modul mit den Rheinbahn-Azubis 
standen die Themen „Kommunikation, Konflikt 
und Kritik“ auf dem Programm. Wie reagiere ich 
in der Ausbildung angemessen auf Konflikte? 

Wie schaffe ich es, Kritik wert-
schätzend zu formulieren? 
Wie können wir respektvoll 
miteinander umgehen? Das 
waren Fragen, die die Auszubildenden in dem 
Tagesworkshop behandelten. Aktives Zuhören, 
Sachlichkeit statt unkontrollierte Kritik, wert-
schätzende Kommunikation – in Gruppenar
beiten, Übungen und Rollenspielen wurde den 
Auszubildenden durch alltagspraktische Me-
thoden das Rüstzeug und Wissen vermittelt, um 
einen toleranten und respektvollen Umgang 
und den Zusammenhalt in der Ausbildung zu 
stärken. Rund die Hälfte der Azubis hat einen 
Migrationshintergrund, Vielfalt ist Normalität. 
„Die Azubis haben ihre eigenen Erfahrungen, 
ihre eigene Haltung in den Workshop einge-
bracht. Das war wichtig, um nah an der Lebens-
realität zu sein“, betonte die Referentin Yvonne 
Fischer. Das bestätigte auch der Ausbildungslei-
ter Michael Cyron: „Am Tag darauf hatten wir 
genau eine solche Gruppendiskussion und die 
Jugendlichen haben das Gelernte direkt ange-
wendet. Daher bin ich sehr zufrieden.“ Denn in 
der Ausbildung, wo Jugendliche täglich zusam-
menkommen, zusammen arbeiten, gebe es im-
mer kleinere Konflikte, die sich aber hoch 
schaukeln könnten: „Wenn ich weiß, wie ich gut 
kommuniziere, dann entschärft das die ganze 
Sache – wichtig ist das Miteinander.“ 
Am 14. November wird im Rahmen des Projekts 
ein weiterer Workshop mit dem zweiten Part-
nerbetrieb, Evonik, stattfinden. Am 13.  Dezem-
ber wird es eine Abschlussveranstaltung im 
DGB-Haus in Düsseldorf geben, wo die Ergebnis-
se, Erkenntnisse und Erfahrungen aus den zwei 
Jahren Projektarbeit vorgestellt werden sollen. 
Mehr Infos zum Projekt „Aktiv im Betrieb“ fin-
det ihr auf unserer Homepage: https://www.
gelbehand.de/werde-aktiv/aktiv-im-betrieb/ 

Klares Statement gegen Rassismus  
Gelbe Hand bei den Azubis der Covestro AG in Leverkusen 

Am 25. September war unsere Geschäftsführe-
rin Dr.  Klaudia Tietze zu Gast bei der Jugend- 
und Auszubildendenversammlung des Chemie
unternehmens Covestro im Chempark am 
Standort Leverkusen. Sie stellte Möglichkeiten 
vor, sich im Betrieb für Vielfalt und gegen Ras-
sismus zu engagieren. „Mit der IG BCE und den 
Jugend- und Auszubildendenvertretungen am 
Standort Leverkusen hat sich über die Jahre 
eine enge Zusammenarbeit und ein großes En-

In Zeiten, in denen rechtspopulistische Politiker 
eine „erinnerungspolitische Wende“ fordern 
oder das Holocaust-Denkmal als „Mahnmal der 
Schande“ bezeichnen, ging es am 12. Oktober im 
Düsseldorfer DGB-Haus darum, dieser „Schluss-
strich-Mentalität“ entgegenzuwirken und die Er-
innerungskultur zu stärken. Zum Tagesworkshop 
„Nie wieder Faschismus! Wie lässt sich heute er-
innern?“, der von der DGB-Jugend NRW und der 
Gelben Hand veranstaltet wurde, kamen aktive 
und interessierte Gewerkschafter*innen aus der 
Region zusammen, um Handlungsmöglichkeiten 
auszuloten. Unsere Referentin Sandra Hoeboer 
betonte zu Beginn, dass dies ein Kernanliegen 
des Workshops sei: „Es ist wichtig, dass es eine 
Vernetzung in der Erinnerungsarbeit gibt. Dass 
wir das, was an Erinnerungsarbeit schon an vie-
len Stellen passiert, bündeln. Was gibt es schon 
und was kann man in Zukunft gemeinsam tun?“ 
Der Workshop solle dahingehend einen Anstoß 
geben. Um das Thema in einen zeithistorischen 
Kontext einordnen zu können, referierte zu-

nächst der Bonner Honorarprofessor Michael 
Schneider zu den verschiedenen Phasen gewerk-
schaftlicher Erinnerungsarbeit. Prof. Schneider 
plädierte „für eine aktive Erinnerungsarbeit als 
Voraussetzung einer lebendigen Erinnerungskul-
tur der Gewerkschaften“. Dabei gehe es um Iden-
tifikation, aber auch um die Lehren aus der Ge-
schichte für die heutige Handlungskompetenz. 
Daran knüpfte Eric Schley, Bezirksjugendsekretär 
des DGB NRW, nahtlos an, in dem er über prak
tische Beispiele der Erinnerungsarbeit berichte-
te, wie zum Beispiel den Austausch des DGB NRW 
mit der Partnergewerkschaft in Israel oder die 
Gedenkstättenfahrten der DGB-Jugend nach 
Auschwitz. Dennoch stelle sich die Frage, so 
Schley, wie man das Engagement noch sichtba-
rer machen könne und wie man die einzelnen 
Aktivitäten zusammenführen könne. Themen, 
die in der folgenden Diskussion mit den Teil
nehmer*innen angesprochen wurden, war u. a. 
die Herausforderung der Aufbereitung, wenn es 
irgendwann keine Zeitzeugen mehr gibt. Denn 
insgesamt brauche es mehr Gesichter und Emo
tionen in der Vermittlung. Der Aufbau einer inter-
nationalen Erinnerungsarbeit wurde ebenfalls 
als zielführend angesehen. Eric Schley berichte-
te, dass nun zwei Jugendbildungssekretäre im 
DGB NRW damit beschäftigt seien, dass Thema 
der gewerkschaftlichen Erinnerungskultur vor-
anzubringen. Dies habe große Relevanz für die 
heutige politische Auseinandersetzung, bekräf-
tigte Eric Schley: „Wenn wir etwas gegen 
Rechtspopulismus und Rechtsextremismus in 
der Gesellschaft tun wollen, dann müssen wir 
noch intensiver Erinnerungsarbeit leisten.“
Bei Interesse mit den Jugendbildungssekre
tär*innen diesbezüglich in den Austausch zu 
kommen, bitte eine Mail an: gedenken@dgb-ju-
gend-nrw.de

gagement in dem Bereich entwickelt“, betonte 
Klaudia Tietze und erinnerte an vergangene 
Projekte wie z. B. an die gelbe Hand als große 
Metall-Skulptur, die Azubis von Bayer/ Currenta 
vor Jahren anfertigten, um ein Zeichen gegen 
Rassismus zu setzen. Das sei nur ein Beispiel 
von vielen, die Handlungsmöglichkeiten seien 
vielfältig: „Wichtig ist, dass die Jugendlichen 
auch den Betrieb, also da, wo Menschen jeden 
Tag 8 Stunden ihre Zeit verbringen, als einen 
Ort sehen, wo man auf diese Themen, Antiras-
sismus, Vielfalt und Demokratie, aufmerksam 
machen und sensibilisieren kann. Als Gelbe 
Hand unterstützen wir sie in diesem Engage-
ment.“ So sieht das auch ihre Gewerkschaft. Für 
den Vertrauenskörpervorstand der IG  BCE bei 
Covestro setzten die Azubis und ihre JAV ge-
meinsam mit der Gelben Hand an jenem Tag 
ein „klares Statement für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus“. 

https://www.gelbehand.de/werde-aktiv/aktiv-im-betrieb/
https://www.gelbehand.de/werde-aktiv/aktiv-im-betrieb/
mailto: gedenken@dgb-jugend-nrw.de
mailto: gedenken@dgb-jugend-nrw.de
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
die Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 

In Form einer Fördermitgliedschaft  (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft . 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Diversity – Das Geheimnis ist die Vielfalt
Wanderausstellung der IG BCE zum Thema Diversity 

Die IG BCE orientiert ihr Handeln am solidari-
schen und respektvollen Miteinander, an sozialer 
Gerechtigkeit, Chancengleichheit und Gleichbe-
rechtigung, unabhängig von Geschlecht, Alter, 
Qualifikation, Herkunft , Religion und Weltan-
schauung sowie politischer und sexueller Orien-
tierung. So steht es in der Satzung. Um diese 
Werte noch stärker und auf lebendige Weise in 
die Gesellschaft  zu tragen, hat die IG BCE eine 
Wanderausstellung konzipiert. Die Motive laden 
ein, sich den Themen Alter, Geschlecht, Behinde-
rung, Religion und interkulturellem Hintergrund 
einmal „anders“, mit einer Prise Humor, zu nä-
hern. Acht kurze Texte und 22 Cartoons machen 
deutlich, dass Vielfalt im Betrieb eine Stärke ist. 

„Das (Er)Leben von Vielfalt in unseren Betrieben ist ein wichtiger Bau-
stein für ein erfolgreiches Diversity-Management. Wenn es gelingt Diver-

sity als Chance für Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite zu begreifen, ist 
dem Rassismus jeglicher Nährboden genommen“, betont Regina 
Karsch, Abteilungsleiterin Diversity und Antidiskriminierung der IG BCE. 
Seit der Veröff entlichung im Mai 2019 „tourte“ die Ausstellung bereits 
durch die IG BCE Hauptverwaltung, sie war beim DGB in Berlin, der BASF 
oder der IG BCE-Bildungsstätte Kagel. Weitere Stationen sind u. a. die 
Bildungsstätten Haltern und Bad Münder und zahlreiche Betriebe, aber 
auch die große migrationspolitische Tagung der IG BCE, die Reckling-
häuser Tagung, werden folgen. 
Bei Interesse an der Wanderausstellung aus Leichtschaummatten oder 
Rollups reicht eine Mail an: abt.diversity@igbce.de.

13. Renèe Hell, IG BCE, Sekretärin zur 
Ausbildung, Dirmingen

14. Julia Holzhauser, ver.di, 
Bezirksfachbereichsvorsitzende, 
Saarbrücken

15. Dennis Huy, IG BCE, Mitglied des 
BJA Dortmund-Hagen, Bochum

16. Carsten Lohmeier, IG BCE, 
Mitglied des BJA, Hamm

17. Marcus Meulenaers, ver.di, 
ehrenamtlicher, Frankfurt

18. Maximilian Müller, IG BCE, 
Mitglied des BJA, Bochum

19. Sascha Pastwa, ver.di, stellv. 
Vorsitzender des OV Remscheid, 
Remscheid

20. Remzi Uysal, ver.di, Mitglied 
im Migrationsausschuss des 
LB Nord, Lübeck 

21. Sabrina Riesop, ver.di, Köln

22. Yasemin Rosenau, IG Metall, 
Gewerkschaft ssekretärin, 
Neuwallmoden

23. Hannes Röder, IG BCE, Mitglied 
des BuJA, Rehau

24. Jörg Schledorn, ver.di, 
Betriebsratsvorsitzender, Hagen

25. Kevin Schmitz, IG Metall, 
Gewerkschaft ssekretär Geschäft s-
stelle Hagen, Duisburg

26. Leon Selent, IG BCE, stellvertre-
tender Vorsitzender des BJA 
Wuppertal, Wuppertal

27. Brigitte Stuckert, IG Metall, 
Betriebsratsvorsitzende, 
Uff enheim

28. Nathalie Vollmich, IG BCE, 
Vorsitzende des BJA Reckling-
hausen, Marl

29. Marc van Oirschot, IG BCE, 
Mitglied des BJA, Krefeld

30. Norbert Warga, ver.di, GdP, 
Datenschutzbeauft ragter, Kochel 
am See

31. Erika Wehde, ver.di, Dortmund

32. Sabrina Wirth, IG Metall, 
1. Bevollmächtigte Geschäft s-
stelle Nienburg-Stadthagen, 
Nienburg

33. Stephanie Wölk, FES, 
 Stipendiatin, Glienicke

„Thema Diversity“   


